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geschlagen hätte. Zumindest in der 
deutschen Politik sei auch die Vorstel-
lung, dass die wissenschaftliche Ver-
nunft das leitprinzip für die Politik 
ist, zu keinem Zeitpunkt grundsätzlich 
infrage gestellt worden. 

der dissens in diesem Regierungs-
stil eines „benevolenten Paternalis-
mus“ (Richard münch) habe anderswo 
gelegen: nämlich in den signifikanten 
Unterschieden zwischen dem natio-
nalen ethikrat und der leopoldina als 
den beiden maßgeblichen experten-
gremien der deutschen Corona-Poli-
tik. die leopoldina habe alternativen 
nur auf der ebene der maßnahmen 
und deren Umsetzung, aber nicht auf 
der ebene der Ziele und Prioritäten-
setzung diskutiert. eine abschätzung 
der gesellschaftlichen folgen dauer-
hafter grundrechtseinschränkungen 
sei ausgeblieben. dagegen habe der 
ethikrat nicht einmal den schutz des 
menschlichen lebens als absolut hin-
gestellt, dem alle anderen freiheits- 
und Partizipationsrechte bedingungs-
los unterzuordnen seien. 

Politikbasierte Evidenz

aber wem ist die deutsche Politik nun 
eigentlich gefolgt? Welchem gesell-
schaftsvertrag schloss sie sich an? 
dem der leopoldina, die die Bürger-
schaft mit paternalistischem miss-
trauen als „Herde“ betrachtet habe, 
oder jenem des ethikrates einer ler-
nenden gemeinschaft vernünftiger 
Bürger? für Caspar Hirschi ereignete 
sich ein präzedenzloser fall kommu-
nikativer Unaufrichtigkeit, als sich die 
Bundesregierung umstandslos der 
stellungnahme der leopoldina vom 
8. dezember 2020 anschloss, wo das 
gremium einen erneuten harten 
lockdown aus wissenschaftlicher 
sicht für alternativlos erklärte. Unauf-
richtig, weil die sich als alternativlos   
darstellende Politik in Person des 
Rki-Präsidentin lothar Wieler an der 
abfassung der Warnung selbst betei-
ligt gewesen sei. die Bundesregierung 
müsse sich schon  vorher für den lock-
down entschieden haben, zu dem sie 
sich angeblich durch die Warnung des 
eigentlich unabhängigen experten-
gremiums erst gedrängt gesehen habe. 

mit dieser nachträglichen legitima-
tion eines politisch höchst folgenrei-
chen schrittes sollte sich dessen demo-
kratische diskussion gleich miterledi-
gen. „strategisch eingesetzte Unauf-
richtigkeit“ gehöre eben zum politi-
schen geschäft, so Hirschi bitter, vor 
allem dann, wenn man damit auch 
politisch riskante Unterscheidungen 
der Bevölkerung wie beispielsweise 
nach unterschiedlichen Risikogruppen 
verschleiern möchte.

Politische maßnahmen wie die 
Bekämpfung einer Pandemie wirken 
unvermeidbar gesellschaftlich struktu-
rierend, auch wenn die Politik das nicht 
wahrhaben wollte. daran kann keine 
wissenschaftliche expertise etwas 
ändern. Ulrich Beck hat schon 1986 
mit dem Begriff der „reflexiven Ver-
wissenschaftlichung“ den effekt der 
Wissenschaft auf die gesellschaft in 
die trias eines immer höheren akade-
misierungsgrades, der zunehmenden 
medialen Verfügbarkeit von informa-
tionen und der gesellschaftlichen indi-
vidualisierung gefasst. diesem skepti-
schen Publikum ist auch nicht entgan-
gen, wie politisch die Wissenschaft und 
ihre eigentlich der Wissenschaftsfrei-
heit verpflichteten institutionen selbst 
geworden sind. dass etwa die migra-
tions- oder die klimaforschung hoch-
gradig politisierte Wissenschaften 
sind, deren empfehlungen tief in eine 
zutiefst ungleiche gesellschaft eingrei-
fen, ist auch dem laienpublikum in sei-
nem argwohn nicht entgangen, statt 
evidenzbasierter Politik eher politikba-
sierte evidenz folgen zu sollen. 

Bislang seien kaum über die resultie-
rende legitimitätskrise der wissen-
schaftlichen expertise hinausweisende 
gesellschaftliche entwürfe und gestal-
terische alternativen erkennbar, so 
Beck und nardmann. aber wie soll es 
jetzt weitergehen? eine verjüngte, 
modernisierte leopoldina im sinne 
einer „national academy of science“ 
für deutschland? Oder eine art 
„nationaler Wissenschaftsberater“ der 
Bundesregierung mit kabinettsrang? 
doch wieder die stärkung der funktio-
nalen differenzierung von Wissen-
schaft und Politik oder, wie andreas 
knie und dagmar simon vorschlagen, 
im gegenteil eine stärkung der Zusam-
menarbeit heterogener akteure in 
„Ökosystemen der expertise“?

 solchen Versuchen, auch Bürger 
auf augenhöhe in die Politikberatung 
einzubeziehen, muss die expertise 
mit dem anspruch entgegentreten, in 
ihrer anerkennung von diversität in 
der Wissensproduktion auf die Hie -
rarchisierung dieses Wissens nicht 
verzichten zu müssen. demokratien, 
rät Hirschi in diesem sinne, wären 
dann am stärksten, wenn ihre Politik 
so viel wie möglich auf eine solche 
expertise gestützt wäre und sie so 
wenig wie möglich mit ihr gerechtfer-
tigt würde. geRald WagneR

A lle politischen entschei-
dungen werden heutzuta-
ge mit vorher bestellten 
wissenschaftlichen 
expertisen begründet. 

für die spätere Revision dieser ent-
scheidungen gilt das selbstverständlich 
auch. expertise scheint für demokra-
tisch gewählte Politiker das zu sein, was 
für das Wahlvolk die kandidaten sind: 
angebote, aus denen man sich das viel-
versprechendste herauspickt. die soge-
nannte Verwendungsforschung, also 
die Wissenschaft von der politischen 
Verwendung wissenschaftlichen Wis-
sens, hat schon in den siebzigerjahren 
beklagt, dass so die Unterschiede von 
Politik und Wissenschaft verschwän-
den. am besten gelingen müsste ihre 
Zusammenarbeit aber gerade durch die 
Betonung ihrer differenz. 

klaus ferdinand gärditz hat diese 
erwartung jetzt in einem sonderband 
des „leviathans“ zur „Wissensproble-
matik der Politik“ als die „max-We-
ber-Romantik“ einer strengen trenn-
barkeit von Wissenschaft und Politik 
bespöttelt. als ob diese gegeben sei, 
wenn ministerien forschungsprojekte 
ausschreiben, die sich etwa dem 
„gesellschaftlichen Zusammenhalt“ 
oder den „folgen der digitalisierung“ 
widmen sollen. die funktion daraus 
hervorgehender institute, die michae-
la Pfadenhauer im selben Band als  
„verbeamtete Ressortforschung“ 
bezeichnet,  beschränkt sich darauf, 
den nachweis zu erbringen, der auf-
traggeber verschließe sich keinesfalls 
den „drängenden fragen der gegen-
wart“. am ende zwingen die Befunde 
dieser art von Projektforschung 
natürlich zu gar nichts. 

die autoren des Bandes sehen die 
Ursachen der wachsenden Wissen-
schaftsskepsis in der Öffentlichkeit in 
einem etikettenschwindel: eigentlich 
politische konflikte, also Wert- und 
interessenkonflikte, werden als Wis-
senskonflikte ausgegeben und mit 
angeblich „alternativlosen“ lösungen 
verschleiert. Was hier sichtbar werde, 
sei aber weniger eine schwäche des 
Wissens als eine schwäche der Politik, 
sich klar zu den politischen gründen 
ihrer entscheidungen zu bekennen, 
die ihnen die experten gar nicht 
abnehmen könnten. auch wenn das 
rechte Verhältnis von Wissenschaft 
und Politik dabei schaden nimmt: 
Politik an expertengremien zu 
delegieren ist verlockend, weil ihre 
empfehlungen den erwünschten 
gesellschaftlichen konsens qua wis-
senschaftlicher Vernunft scheinbar 
erzwingen. Partikulare politische 
interessen zu vertreten erscheint 
dagegen nicht opportun. die Parteien 
konkurrieren lieber mit Programmen, 
die sich im Versprechen überbieten, 
die interessen aller zu repräsentieren. 

Experten im Dissens 

eva Barlösius und eva Ruffing stellen 
aber klar, dass gerade auch experten-
gremien diesem anspruch auf eine 
gerechte gesellschaftliche und politi-
sche Repräsentanz im allgemeinen 
nicht genügten. Vielmehr bildeten 
sich in diesen formaten die struktu-
ren sozialer Ungleichheit und Benach-
teiligung nicht nur ab, wissenschaftli-
che expertise verstärke sogar die 
soziale differenzierung, weil sie jene 
gruppen stärke, die zur durchsetzung 
ihrer interessen eben experten hinter 
sich versammeln könnten. Wer sich 
demgegenüber sozial machtlos fühle, 
empfände dann nicht nur das etablier-
te expertentum als gegner, sondern 
bestreite schlussendlich selbst die 
legitimität des auftraggebers, also 
des politischen Handelns als solchem.

exemplarisch zeigen das silke Beck 
und Julian nardmann anhand erster 
internationaler Vergleichsdaten zur 
Corona-Politik. mithilfe eines kon-
zepts der „bürgerschaftlichen episte-
mologie“ können sie zeigen, dass sich 
die konflikte um die Bekämpfung der 
Pandemie auf unterschiedliche Vor-
stellungen des impliziten gesell-
schaftsvertrages der verschiedenen 
länder zurückführen ließen, aber 
nicht auf die glaubwürdigkeit der 
Wissenschaft selbst. erstaunlicher-
weise bescheinigen sie aus internatio-
naler Perspektive deutschland hier 
eine ausgeprägte konsensorientie-
rung, die sich im ausbleiben von 
kontroversen und einer relativ hohen 
Zustimmung zum lockdown nieder-

Politik schmückt sich 
gern mit dem adjektiv 
evidenzbasiert.  ist das  
mehr als ein  Vorwand 
für alternativlose 
entscheidungen und 
die  Politisierung 
der Wissenschaft? 

Die Macht 
der Expertise 

  Sensibles Importgut: Kulthaus der  in Papua-Neuguinea beheimateten Volksgruppe Abelam  im Berliner Humboldt-Forum foto staatliche museen zu Berlin

E thnologische museen sind der-
zeit nicht   um ihre aufgabe   zu 
beneiden. einmal sollen  sie 
durch umfängliche Provenienz-

forschung den Verdacht ausräumen, ihre 
ausstellungen  seien nichts als  diebes-
gut, zweitens sollen sie sich so aufstel-
len, dass   die Bevölkerung in ihrer ganzen 
bunten Vielfalt  angesprochen wird,  drit-
tens sollen sie ihre exponate  so präsen-
tieren, dass niemand sich übergangen 
oder bevormundet fühlt,   und als wäre 
das noch nicht genug,   sollen sie  die 
Besucher zur Weltoffenheit erziehen und 
in debatten verwickeln.

 Praktisch läuft das oft darauf hinaus, 
dass   aus Herkunftsländern schnell her-
beigeholte  menschen   mit kritisch-be-
sorgtem Blick durch die ausstellungs-
räume   spazieren, hier und da ein paar 
mahnungen aussprechen, das ganze am 
ende aber doch absegnen. groß ist die 
Rührung, wenn einer von ihnen    vor 
einem Objekt, das ihn an Heimat und 
ahnen erinnert,  in tränen ausbricht. 
man hält das für einen besonders legiti-
mitätsstiftenden  akt. 

Hans Peter Hahn bringt das  auf die Pal-
me.   legitimation durch vorgezeigte  emo-
tionen der anderen: für den  frankfurter 
ethnologie-Professor ist das genau der 
falsche Weg.         die heute so nachdrücklich 
geforderte Rechtfertigung der museen 
soll nach seiner Vorstellung  vielmehr aus 
der gemeinsamen Verantwortung für 
ausstellungen hervorgehen oder kollabo-
ration; so wie gerade im Humboldt-fo-
rum, das seine Benin-Bronzen nach nige-
ria zurückgegeben hat, doch einen teil 
weiter in Berlin ausstellen wird. eigentü-
mer ist nigeria, die konservatorische Ver-
antwortung liegt bei der Bundesrepublik. 

das Humboldt-forum gehört in diesem 
Punkt zu den Pionieren. Bis  ausstellun-
gen reihenweise in gemeinschaftsarbeit  
entstehen, wird nach Hahns einschätzung 
wohl noch mindestens ein Jahrzehnt ver-
gehen.  die ethnologischen museen, die 
über die koloniale diskussion unvermit-
telt ins Zentrum öffentlicher aufmerk-
samkeit geraten sind, haben heute weder 
das geld noch das Personal, um den poli-

museumsverband iCOm stufte in einer 
erklärung    den Wert der sammlungen 
grundsätzlich herunter  zugunsten der 
zivilgesellschaftlichen mission des 
museums. außerdem stellte es die 
museen mit dramatischen Worten grund-
sätzlich unter kolonialismusverdacht. 
müssen sich museumsdirektoren nun als    
zivilgesellschaftliche diskurscoaches  neu 
erfinden? sollen sie ihre sammlungen 
einmotten und nur noch über ihre politi-
schen Hintergründe reden? manche wün-
schen sich das so. 

für Hans Peter Hahn würde sich das 
museum damit  beliebig machen.  ein 
museum als Wandzeitung? nichts lang-
weiliger als das. Hahn geht es um die 
Unmittelbarkeit, die ästhetischen schock-
momente.   er zeigt auf einen maiskolben-
schäler auf seinem Wandregal, ein mit-
bringsel einer seiner forschungsreisen 
nach afrika – es ist ein trichterförmiger 
Becher mit mehreren Zackenreihen im 
inneren –, und sagt: „die Objekte dürfen 
nicht verschwinden.“ Wer braucht ein 
museum aus Worten?   einen anderen 
Objektzerstäuber sieht Hans Peter Hahn 
in der digitalisierung der sammlungen, 
auf die andere große Hoffnungen setzen. 
er hält sie für einen weiteren kolonialen 
akt, der die gegenstände aus ihrem tra-
ditionszusammenhang reißt und in die   
machtordnung  der metadaten einspeist.   
die logik der suchmaschinen werde der 
sensibilität der dinge nicht gerecht. 

Wie soll sich das ethnologische 
museum zu der forderung verhalten, es 
möge  die Herkunftskulturen einbezie-
hen? man könne heute eine ethnologi-
sche ausstellung nicht am grünen tisch 
beschließen, meint Hahn, man müsse die 
expertise der Herkunftsländer einbezie-
hen. man brauche dafür aber nicht alibi-
Zeugen, sondern  erfahrene leute,   die aus 
einem weiten erfahrungsschatz über-
haupt erst repräsentative gegenstände 
auswählen können. das  Ziel sind für ihn 
ausstellungen,   die in gemeinsamer Ver-
antwortung entstehen. sie können dann 
eigentlich überall gezeigt werden, es sei 
denn – siehe documenta –, man wird sich 
über normen nicht einig.  tHOmas tHiel

führte die Bundeswehr in afghanistan 
einen „krieg“, oder leistete sie einen 
„humanitären einsatz“? Welche meta-
morphosen durchlief in den vergangenen 
Jahrzehnten die „solidarität“, und wie 
wurde die „spaltung der gesellschaft“ 
zum schlagwort? Haben die Banken-, 
euro-, flüchtlings-, klima- und Corona-
krise auch den Begriff der „krise“ in die 
krise gestürzt? fragen dieser art will die 
forschungsgruppe „kontroverse diskurse. 
sprachgeschichte als Zeitgeschichte seit 
1990“ auf den grund gehen. germanisten 
von fünf deutschen und zwei schweizer 
Universitäten wollen in einem dfg-geför-
derten Projekt herausfinden, mit welchen 
sprachlichen mitteln und unter welchen 
begrifflichen Perspektiven die themati-
schen Brennpunkte der gesellschaft ver-
handelt wurden, seit der Zusammenbruch 
des real existierenden sozialismus und die 
deutsche Wiedervereinigung einen 
schlusspunkt hinter die nachkriegsepoche 
setzten und das Zeitalter der globalisierten 
Unübersichtlichkeit einläuteten. 

initiator und sprecher der gruppe ist 
martin Wengeler, germanist an der Uni-
versität trier. mit kontroversen Begriffen 
kennt er sich nicht nur als streng deskrip-
tiver sprachwissenschaftler aus: Bis vor 
kurzem war Wengeler mitglied der Jury, 
die das häufig umstrittene „Unwort des 
Jahres“ kürt. Zwei weitere mitglieder der 

forschungsgruppe sind in der aktuellen 
„Unwort“-Jury aktiv.   martin Wengeler 
betont die strikte trennung zwischen 
den wissenschaftlichen standards des 
linguistischen forschungsprojekts und 
den sprachkritischen „Unwort“-aktivitä-
ten, die man nie als wissenschaftlich 
deklariert habe. 

Um   die themenfelder zu identifizieren, 
die die politischen auseinandersetzungen 
der vergangenen drei Jahrzehnte am 
stärksten bestimmt haben, werteten die 
forscher die tagesordnungspunkte der 
Bundestagsprotokolle sowie die titel von 
fernsehtalkshows, des „spiegels“ und der 
Zeitschrift „aus Politik und Zeitgeschich-
te“ aus. das Projekt beschränkt sich nicht 
auf die Untersuchung einzelner ausdrü-
cke, sondern zielt auf „diskurse“ in dem 
sinn, die der postmoderne Philosoph 
michel foucault dem terminus gegeben 
hat. ein solcher diskurs wird verstanden 
als ein netz von Begriffen, Redeweisen 
und argumentationen, das die Perspekti-
ven, denkweisen und allgemein 
anerkannten Wissensbestände einer 
gesellschaft nicht nur spiegelt, sondern 
auch prägt. die diskurstheorie ist darüber 
hinaus eng mit dem konstruktivismus ver-
knüpft. ihm zufolge ist die sprache kein 
bloßes mittel, um sich über die Wirklich-
keit auszutauschen, sondern eine kraft, 
die die Wirklichkeit überhaupt erst „konst-

ruiert“. die sich hier abzeichnenden 
Widersprüche zwischen einer realisti-
schen erkenntnistheorie, die von einer 
unabhängig existierenden Welt ausgeht, 
und einem radikalen sprachidealismus 
sind auch in den Verlautbarungen des for-
schungsprojekts spürbar. so heißt es einer-
seits, dass „mit der Wahl von Begriffen . . . 
unterschiedliche Perspektiven auf die Welt 
gerichtet“ werden, um dann andererseits 
in kon struktivistischer manier die steile 
these aufzustellen: „Verschiedene Wirk-
lichkeiten werden mit sprache konstruiert 
und konkurrieren in einer demokratischen 
gesellschaft miteinander.“

das material für die erforschung der 
„kontroversen diskurse“ besteht aus etwa 
800 000 texten. sie entstammen dem 
„spiegel“, der „Zeit“, der f.a.Z., der „süd-
deutschen Zeitung“, der „Bild“-Zeitung, 
der „taz“ und der „neuen Zürcher Zei-
tung“, die wegen ihrer Reichweite als leit-
medien gelten. Hinzu kommen Protokolle 
von Bundestagsdebatten. nicht einge-
schlossen sind österreichische texte und 
auch die gesamte internetkommunikation 
der sozialen medien bleibt außen vor. für 
diese Beschränkungen  macht Projektspre-
cher martin Wengeler forschungsprakti-
sche gründe geltend: abgesehen davon, 
dass die   netzkommunikation zu Beginn 
des Untersuchungszeitraums noch nicht 
existierte, gebe es rechtliche Probleme und 

zudem die schwierigkeit, aus der kaum 
überschaubaren masse   eine tragfähige 
auswahl zu treffen.  Werden die for-
schungsarbeiten am ende  eine begriffli-
che si gnatur unseres Zeitalters zutage för-
dern? da ist martin Wengeler skeptisch. 
großformatige epochenaussagen sind 
ihm zu pauschal.  WOlfgang kRisCHke

Wörter wie rauchende Colts
 germanisten aus deutschland und der schweiz  untersuchen kontroverse debatten der Zeitgeschichte

der vergangene Woche an dieser stelle 
abgedruckte Beitrag  „ende einer treib-
jagd“ über die Rufmordkampagne gegen 
die Wirtschaftsjuristin alessandra aste-
riti enthielt zwei faktenfehler: in dem 
artikel wurde behauptet,   die Juniorpro-
fessur von frau asteriti an der Universi-
tät lüneburg sei nicht verlängert worden, 
was asteriti aber nicht auf die Rufmord-
kampagne zurückgeführt habe. die maxi-
male Beschäftigungsdauer  von sechs Jah-
ren im Rahmen der Juniorprofessur lief 
jedoch 2021 ab. eine Verlängerung war 
nicht mehr möglich. die konferenz 
„Human Rights in Cyber space“ wurde 
außerdem anders als behauptet nicht 
abgebrochen.  nach eigenen angaben zog 
sich frau asteriti angesichts des Protests 
gegen ihre Person  kurzfristig vom Vorsitz 
eines Panels zurück. f.a.Z. 

Korrektur

tischen auftrag unmittelbar zu erfüllen. 
in ihren depots lagen Hunderttausende 
gegenstände, deren Herkunft untersucht 
werden soll.  Parallel sollen die Objekte 
digitalisiert werden, auch das eine mam-
mutaufgabe, die Jahrzehnte bis Jahrhun-
derte in anspruch nimmt. Und dann sol-
len auch noch die ausstellungskonzepte 
überarbeitet und kooperationen mit 
Übersee in gang gebracht werden.  

dass daraus peinliche Übersprungs-
handlungen resultieren wie am leipziger 
grassi museum, das meinte, sich von der 
Büste seines früheren direktors,  des eth-
nologie-Pioniers karl  Weule, öffentlich  
mit dem Presslufthammer verabschieden 
zu müssen, ist beinahe absehbar. dazu 
kommt der moralische druck  von postko-
lonialen aktivisten, die  menschen ent-
lang einer Hautfarbenskala wieder in gut 
und Böse kartieren und die aufarbeitung 
der kolonialverbrechen damit nicht 
erleichtern.  die grundsätzliche einsicht 
in den politischen Charakter von museen, 
von der Hans Peter Hahn spricht, ist 
jedoch  nicht zu verwechseln mit der  
Unterordnung der schaustücke  unter poli-
tisch-moralische moden. Hahn meint 
damit die entscheidung, was von einem 
land, einer kultur gezeigt wird und was 
nicht.  das deutsch-französische dokto-
randenkolleg „den     anderen repräsentie-
ren: museen, Universitäten, ethnologie“, 
das er vom Januar an gemeinsam mit  kol-
legen von der nouvelle sorbonne leiten 
wird, will genau das untersuchen, und 

darüber hinaus die fragen beantworten,   
was ein museum heute überhaupt ist.    

im fall der ethnologischen museen lau-
tet die antwort auf die erste frage: Rund 
neunzig Prozent der   Objekte   bleiben in 
deutschland für die Öffentlichkeit 
unsichtbar. sie lagern in den archiven, 
vollgepumpt mit konservierungsstoffen, 
manche sind nicht einmal kartiert. der 
Zustand vieler  sammlungen ist bekla-
genswert. in accra oder lomé, meint 
Hahn, sind dagegen fünfzig Prozent der 
sammlung zu sehen. Was liegt also näher, 
als einen teil der gegenstände, die in 
deutschland nicht das tageslicht erbli-
cken würden, dort auszustellen? Hans 
Peter Hahn wünscht sich allgemein eine 
größere mobilisierung der Objekte. eth-
nologische sammlungen seien  geradezu 
dafür prädestiniert, an allen Orten der 
Welt gezeigt zu werden. dafür müsse  man 
sie von den darstellungsinteressen natio-
naler kulturen lösen und   internationale 
netzwerke knüpfen.   in dieser Hinsicht ist 
in den ethnologischen museen einiges 
passiert. das stuttgarter linden-museum   
etwa hat seine ausstellung überarbeitet 
und ko-kuratorenschaften und Residen-
cy ships ausgeschrieben. nach dem 
geschmack von Hans Peter Hahn ist es 
noch deutlich  zu wenig. man scheue sich 
immer noch, fremden die Verantwortung 
für ausstellungen zu geben. 

Bei der frage nach dem selbstverständ-
nis der museen gab es vergangenes Jahr 
ein kleines erdbeben.   der internationale 

Rettet den 
Maiskolbenschäler!

ein neues doktorandenkolleg  
untersucht den gestaltwandel 

ethnologischer museen  
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